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THORSTEN POLLEIT

Die meisten der 435 Abgeordneten 
des US-Repräsentantenhauses 
sorgen selten für Furore. Eine 

Ausnahme ist Rashida Tlaib, die 2018 
einen schwarzen Wahlbezirk in Detroit 
mit 84,2 Prozent gewann. Seither steht 
die 43jährige im Rampenlicht, denn die 
Tochter einer Palästinenserfamilie sorgt 
– zusammen mit den Demokratinnen 
Alexandria Ocasio-Cortez (New York) 
und Ilhan Omar (Minnesota) – mit Is-
rael- und Trump-Kritik für Aufsehen. 
Und als der US-Präsident im Juli 2019 via 
Twitter verbal zurückschoß, erklärte sogar 
Angela Merkel, sie fühle sich „solidarisch 
mit den drei attackierten Frauen“.

Tlaib ist zudem Mitglied der De-
mocratic Socialists of America (DSA) 
und Unterstützerin von Bernie San-
ders, dessen Ideen auch immer für eine 
Schlagzeile gut sind. Doch nun forderte 
die Juristin sogar, daß das US-Finanzmi-
nisterium angesichts der Corona-Krise 
jedem Amerikaner einen monatlichen 
Scheck in Höhe von 1.000 Dollar zur 
Verfügung stellen sollte. Zudem soll-
te ein 2.000-Dollar-Kreditkartenlimit 
eingeräumt werden. Für zwölf Monate 
wird das Limit um 1.000 Dollar aufge-
füllt. Donald Trump will einmalig jedem 
Erwachsenem 1.200 Dollar und jedem 
Kind 500 Dollar zukommen lassen – 
teilweise finanziert über neue Schulden.

Münzen für das fünffache 
des Bundeshaushaltes

Laut Tlaibs „Automatic Boost to 
Communities Act“ soll der US-Finanz-
minister hingegen einfach zwei Eine-Bil-
lion-Dollar-Platinmünzen herausgeben, 
sie an die Zentralbank Fed weiterreichen 
und dafür ein Dollar-Guthaben in glei-
cher Höhe bekommen. Das wären um-
gerechnet 1.850 Milliarden Euro – das 
Fünffache des deutschen Bundeshaus-
haltes vor der Corona-Krise. Auf diese 

Weise ließe sich die Krise finanzieren, 
und es müßten dafür nicht einmal neue 
Staatsschulden gemacht werden, argu-
mentiert die Kongreßabgeordnete. Der 
US-Wirtschaftsnobelpreisträger Paul 
Krugman hatte den „Münztrick“ erst-
mals am 7. Januar 2013 in seiner New 
York Times-Kolumne präsentiert („Be 
Ready To Mint That Coin“).

Und angesichts von heute statt 16,4 
nun über 25,3 Billionen Dollar US-
Bundesschulden – 77.000 Dollar pro 
Einwohner – zunächst verständlich. 
Der US-Finanzminister darf tatsächlich 
Münzen aus Platin herstellen lassen. Der 
deutsche Bundesfinanzminister gibt in 
diesem Jahr auch mehrere Silber- und 
Goldmünzen heraus. Aber es wäre ein 
klarer Fall von „Gelddrucken aus dem 
Nichts“ oder besser: Ausgabe von „Heli-
koptergeld“ (Milton Friedman). Dahin-
ter verbirgt sich die Idee, daß sich mit 
der Vermehrung der Geldmenge Wohl-
stand schaffen läßt. Steigt das Angebot 
von Konsum- und Produktionsgütern, 
wird eine Volkswirtschaft in der Tat rei-
cher. Nicht aber, wenn die Geldmenge 
steigt. Um das zu verstehen, bedarf es 
nur dreier Denkschritte.

Erstens: Das Geld – das allgemein 
akzeptierte Tauschmittel – hat nur eine 
Funktion: die Tauschmittelfunktion; die 
Wertaufbewahrungs- und die Rechenein-
heitsfunktion sind lediglich besondere 
Ausprägungen der Tauschmittelfunktion.

Zweitens: Jede gerade vorhandene 
Geldmenge (sagen wir 5.000 Milliar-
den Euro) erfüllt die Geldfunktion so 
gut wie jede andere Geldmenge (sagen 
wir 10.000 Milliarden Euro) auch. In 
beiden Fällen können alle Güterumsät-
ze problemlos abgewickelt werden. Bei 
einer geringen Geldmenge fallen die 
Güterpreise niedrig aus, und bei einer 
großen Geldmenge fallen sie hoch aus.

Drittens: Weil Geld nur nützlich ist, 
um damit (heute oder künftig) zu tau-
schen, ist die einzige Konsequenz, die 
eine Vermehrung der Geldmenge hat, 
daß der Tauschwert der Geldeinheit ab-
nimmt. Das Geld unterliegt, wie jedes 

andere Gut auch, dem handlungslogi-
schen „Gesetz des abnehmenden Grenz-
nutzens“: Der Grenznutzen des Geldes 
– also der Tauschwert der zusätzlich 
erhaltenen Geldeinheit – nimmt mit 
zunehmender Geldmenge ab.

Und noch etwas passiert: Die Erst-
empfänger des neuen Geldes sind die 
Begünstigten, die Spätempfänger sind 
die Verlierer. Denn diejenigen, die das 
neue Geld als erste erhalten, können die 
Güter noch zu unveränderten Preisen 
kaufen. Wenn dann das Geld für Käufe 
und Verkäufe von Hand zu Hand ge-
reicht wird, steigen auch die Güterprei-
se. Folglich können die Spätempfänger 
des neuen Geldes nur noch zu erhöhten 
Preisen kaufen. Die Erstempfänger wer-
den also reicher auf Kosten der Spätem-
pfänger. Ökonomen sprechen auch vom 
„Cantillon-Effekt“. Eine Geldmengen-
ausweitung schafft immer und überall 
Gewinner und Verlierer. Sie ist niemals 
ein „Win-Win“ für alle.

Das Geld  
wird entwertet

Was Rashida Tlaib in ihrer Gesetzes
initiative vorschlägt, wird wohl leider 
Schule machen – in den USA, aber 
auch anderswo. Der Grund: Das un-
gedeckte Papiergeldsystem ist mit dem 
„Lockdown“, den die Regierungen als 
Reaktion auf die Corona-Krise verord-
net haben, ins Wanken geraten. Denn 
eines kann es nicht vertragen: fallende 
Einkommen und fallende Güterpreise. 
Um es nun vor dem Zusammenbruch zu 
bewahren, muß der Kredit- und Geld-
mengenfluß so schnell und so kräftig 
wie möglich wieder in Gang kommen.

Weil aber die Verschuldung von Staa-
ten, Konsumenten und Unternehmen 
bereits hoch ist, werden Rufe laut, die 
Zentralbank solle Geld verschenken – 
indem sie Schecks an Bürger und Un-
ternehmer ausgibt, im Extremfall sogar 
neue Banknoten druckt, in den Heliko-
pter lädt und sie über den Städten und 
Landkreisen abwirft.

Die Menschen haben daraufhin 
mehr Geld in der Kasse, und wenn es 
ausgegeben wird, zieht die Nachfrage 
an, die Wirtschaft belebt sich, und die 
gefürchtete Deflation der Güterpreise ist 
gebannt. Doch das alles ist, wie voran-
stehend argumentiert, eine Illusion: Der 
Geldwert wird herabgesetzt – und zwar 
um so stärker, je stärker die Geldmenge 
ausgeweitet wird –, und es kommt zu 
einer Umverteilung von Einkommen 
und Vermögen, bei der einige wenige 
auf Kosten vieler bessergestellt werden.

Es sind vor allem der Staat und die 
von ihm begünstigten Sonderinteres-
sengruppen – wie Banken und „Big 
Business“ –, die dabei gewinnen. Wenig 
verwunderlich, daß sie feurige Befür-
worter der Politik der unaufhörlichen 
Geldmengenausweitung sind – wenn es 
sein muß, auch per Helikopter.

Mit dem Corona-Lockdown haben 
die Politiker nun die Lunte an das un-
gedeckte Papiergeldsystem gelegt. Und 
jetzt machen sie und die Zentralbanken 
sich auf, es zu „retten“ – und zwar aus-
drücklich ohne Rücksicht auf Verluste. 
Vielleicht wird ihnen die Rettung auch 
gelingen. Der Preis, den Bürger und 
Unternehmer zu zahlen haben, wäre 
allerdings gewaltig: Banken und Kapi-
talmärkte würden vollends dem Diktat 
der Staaten unterworfen; das, was vom 
System des freien Marktes noch übrig 
ist, würde auch noch abgeschafft.

Es liefe auf eine Systemverstaatli-
chung zur Verhinderung eines „Sy-
stem-Crashs“ hinaus. Damit wäre der 
Übergang in eine Lenkungswirtschaft 
verbunden, in der die Staaten Produk-
tion und Güterverteilung maßgeblich 
beeinflussen. Der US-Ökonom Irving 
Fisher (1867–1947) hatte recht: Unge-
decktes Papiergeld erweist sich früher 
oder später als Fluch für die Gesellschaft, 
die es verwendet.

Rashida Tlaib im März bei einer Rede in Detroit: Jedem Amerikaner einen monatlichen Scheck in Höhe von 1.000 Dollar kreativ finanzieren?

Zehn Millionen Arbeitslose in zwei 
Wochen, die Computer des US-

Arbeitsministeriums (DOL) und der 
Behörden in den Bundesstaaten und 
Überseeterritorien sind überlastet. 
Hinter diesen erschreckenden Zah-
len verbirgt sich aber eine Stärke der 
amerikanischen Firmen: Während das 
deutsche Arbeitsrecht Entlassungen 
erschwert, hat die US-Konkurrenz 
ihren Angestellten sofort gekündigt 
– die Arbeitslosen- und Sozialhilfe ist 
nun für sie zuständig. Hire and Fire 
erhöht die Überlebenschancen von 
US-Privatunternehmen. 
Deutsche Firmen müssen 
hoffen, daß sie vom Staat 
gerettet werden, wenn 
ihnen das Geld ausgeht.

Ein Neustart der Wirt-
schaft wird deshalb in den 
USA wohl leichter fallen. 
Die Aktienmärkte gaben 
während des Corona-
Crashs bereits einen Vor-
geschmack: Das Dax-Tief 
lag fünf Prozentpunkte 
unter dem amerikani-
schen S&P-500-Index. 
Im Dax sind Luftfahrt, 
Konsumgüter und In-
dustrie die am stärksten 
gebeutelten Branchen. Im 
S&P 500 sind Kreuzfahrt-
linien, Kaufhäuser und Luftfahrt am 
schwächsten. Und nach der Corona-
Krise dürften sich Fluglinien mit viel 
Geschäftsreisenden schneller erholen 
als Ferienflieger. Auch Konsumgüter 
und Industrie werden dann schnell 
wieder loslegen. Pharma- und Bio-
technologie haben zugelegt, dürften 
aber ohne Covid-19 in den Schlag-
zeilen wieder an Beliebtheit verlieren.

Die US-Fracking-Branche mit 
ihren vergleichsweise hohen Kosten 
wird eine lange Phase niedriger Öl-

preise nicht überleben. Integrierte 
Konzerne hingegen (Shell, BP, Exxon, 
Repsol, Gazprom) verfügen hingegen 
über stabile Raffinerie- und Vertriebs-
segmente, so daß man sich um ihr 
Überleben nicht sorgen muß. Nur 
deren großzügige Dividenden dürften 
künftig niedriger ausfallen.

Banken und Versicherungen 
werden hingegen künftig nicht nur 
unter Niedrigzinsen, sondern auch 
Kreditverlusten leiden. Dividen-
denzahlungen werden bereits von 
der Finanzaufsicht untersagt, so daß 

ihre Hauptattraktivität 
als Anlage wegfällt. Wie 
Banken unter solchen 
Bedingungen, soweit 
notwendig, neues Kapital 
einsammeln sollen, steht 
in den Sternen.

Die besten Anlagemög-
lichkeiten werden sich im 
Aufschwung in Nischen 
finden. Beispielsweise 
haben einige Immobili-
engesellschaften (REITs) 
weit höhere Kursverluste 
als der Gesamtmarkt ver-
bucht, ohne daß es da-
für triftige Gründe gibt. 
Die in den USA belieb-
ten Hypotheken-REITs, 
veröffentlichen in diesen 

Tagen aktuelle Buchwerte, und es 
ist zu erwarten, daß einige weniger 
stark eingebrochen sind als die Kur-
se der Aktien. Grundsätzlich sind 
auch Übernahmekandidaten oder 
Anleihen, die kurz vor der Restruk-
turierung stehen, attraktive Anlage-
möglichkeiten, da sie im allgemeinen 
Chaos leicht übersehen werden. Es 
ist gut möglich, daß die Kurse noch 
einmal abrutschen. Wer aber wartet, 
bis sich die Märkte ganz beruhigt ha-
ben, wird viele Chancen verpassen.

Krisengewinner und Überlebenskünstler in der Corona-Krise

Nervenstärke gesucht

Grenzkontrollen? Medikamente 
in Europa produzieren? Nicht 

auf ferne Billigzulieferer setzen? Me-
dizinprodukte „Made in Germany“? 
Das galt als protektionistisch, natio-
nalistisch und neurechts oder alt-
links. Volkmar Denner brachte diese 
Denke in der NZZ auf den Punkt: 
„Die Automobilindustrie ist nicht 
zum ersten Mal mit Herausforde-
rungen für die Lieferkette konfron-
tiert“, erklärte der Bosch-Chef. „So 
wurde in der Fukushima-Katastrophe 
die Halbleiterfabrik eines wichtigen 
Lieferanten zerstört. Man muß sol-
che Abhängigkeiten erkennen und 
entscheiden, ob man sie akzeptieren 
kann oder zum Beispiel einen zweiten 
Standort braucht.“

Wenn es um Geschirrspüler, Heim-
werker- oder Klimaschutztechnik 
geht, lassen sich Ausfälle sicherlich 
„akzeptieren“. Doch im Gesundheits-
wesen ist „wieder staatliche Regulie-
rung und Resilienzbildung gefragt“ 
und nicht die Schließung der Hälfte 
aller Kliniken aus Effizienzgründen: 
„Um strategische Autonomie zurück-

zugewinnen“, müsse künftig mehr 
auf die Diversität der Zulieferer, auf 
Vorratshaltung und Redundanzen 
geachtet werden. Das klingt nach 
AfD, Pat Buchanan, Sahra Wagen-
knecht oder Viktor Orbán, aber das 
schreibt Mathias Rogg vom German 
Institute for Defence and Strategic 
Studies (Gids). „Die Bewirtschaf-
tung bestimmter Ressourcen, deren 
Bedeutung oft erst im Verlauf einer 
Krise deutlich wird, muß frühzei-
tiger erkannt und zentral gesteuert 
werden“, so der Bundeswehr-Oberst 
im Gids-Papier „Covid-19 – die Pan-
demie und ihre Auswirkungen auf die 
Sicherheitspolitik“.

Die drohende Gefahr einer Pande-
mie war bekannt, sagt Rogg. Ja, spä-
testens seit dem „Bericht zur Risiko-
analyse im Bevölkerungsschutz 2012“ 
(Bundestagsdrucksache 17/12051) 
hätte Vorsorge getroffen werden müs-
sen. Doch nun wird improvisiert und 
mit viel Steuergeld zu Mondpreisen 
eingekauft, was noch zu haben ist. 

Sollen lebenswichtige Güter in Deutschland produziert werden?

Vorsorge statt Improvisation
Von Jörg Fischer

Corona bringt Helikoptergeld-Virus
Krisenpolitik: Suche nach Geldquellen / Lassen sich Billionenausgaben durch zwei Platinmünzen finanzieren?
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KIRCHNER

»Banken und 
Versicherer 

werden unter 
Niedrigzinsen 
und Kreditver-
lusten leiden.«

Arbeiten Sie bei 

der aufregendsten 

Zeitung 
Deutschlands!

Lehrstelle

Die Wochenzeitung aus der Hauptstadt
bietet zum Beginn des Ausbildungslehrjahres 2020 folgende Ausbildungsplätze 

Medienkaufmann Digital und Print (m/w/d)

Kaufmann für Büromanagement (m/w/d)

In den letzten Jahren machte die JUNGE FREIHEIT eine enorme Entwicklung – nicht nur in der Au� age. 
Sie avancierte von einem Klein- zu einem mittelständischen Unternehmen. Um die Entwicklung weiter voran-
zutreiben und die angestrebten Ziele zu erreichen, setzen wir auf die Ausbildung im eigenen Hause.

Daher suchen wir für zukunftsorientierte Berufe in unserem aufstrebenden Unternehmen Auszubildende, die 
neugierig auf und motiviert für die Verlags- und Medienbranche sind. Sie sollten über die Mittlere Reife mit 
gutem Abschluß oder das Abitur verfügen. Tri� t dies auf Sie zu, dann bewerben Sie sich bei der aufregendsten 
Wochenzeitung Deutschlands.

Ihre Bewerbungsunterlagen senden Sie bitte ausschließlich online an: Hendrik Schundau
E-Mail: schundau@jungefreiheit.de

Prof. Dr. Thorsten Polleit ist Volkswirtschaft-
ler und Präsident des Mises-Instituts.

 www.misesde.org
 twitter.com/RepRashida gids-hamburg.de
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